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A nf rag e b e a nt W 0 r t u n g 

lLfi t Bezug auf die Anfrage der Abg. 1)r. P f e i f e r und Genossen vom 

12. IlIärz 1958, betreffend die Wiederherst~llung des Schlosses und Parkes 

Lax.enburg bei Wiens teilt· Bundesminister für Finanzen Dr. Kam i t z 

folgendes mit: 

Anlässlich der Beschlussfassung über das Stiftungs- und Fondsreorgani­

sationsgesetz hat der MittLsterrat seinerzeit übe:!:, Antrag des Herrn Bundes­

ministers für Inneres am 15. 6. 1954 beschlossen, dass der Bundesminister 

für Finanzen beauftragt wird, schon zu diesem Zeitpu~Lt gegenüber der Gemeinde 

Wien die bindende Erklärung abzugeben, dass die Republik Österreioh nach 

Inkrafttreteh des Stiftungs- und Fcindsreorganisationsgesetzes auf die ihr 

nach diesem Gesetz zustehenden Rückstellungsansprüche bezüglioh der von der 

Gemeinde Wien erworbenen Vermöge nsohaftenLax.enburg und Vösendorf verzichtet. 

Auf Grund der gemäss diesem Ministerratsbeschluss namens .der Republik 

Österreioh abgegebenen Verzicbtserklärung des Bundesministers ,für Finanzen 

gegenüber der Gemeinde Wien. wurden die Rückstellungsanträge zurückgezogen. 

Schll"iss Lax.enburg steht also im Eigentum der Gemeinde Wien, und zwar 

nicht, wie in der Anfrage ausgeführt ist, deswegen, weil die Gründe sei nerze'i t 

im Gebiet' von Wien gelegen waren, sondern auf Grund eines . lVIi nisterratsbe ... 

schlusses, der in voller Kenntnis aller Tatsachen gefasst wurde~ 

Der Gemeinderat von Lax.enburg hat sich im Jahre 1957 berei t erklärt, 

das Schloss. samt den dazugehörigeniLiegenschaften zu übernehmen. Bei der ge­

gebenen Sach- und Rechtslag~ besteht für das Bundesministerium für Fi nanzen 

keine Möglichkeit der Einflussnahme. Es wäre Sache der Gemeinde Laxenburg, 

Verhandlungen mi t der Gemeinde Wien aufzunehmen, um entweder di8 :3ig8ntums-

. übertragung oder aber eine Wiederinstandsetzung des Schlosses sowie der Park.­

anlagen durch die Gemeinde Wien zu erreichen. 

Hinsichtlich der Abgeltung durch die Gemeinde Wien für die ihr seinerzeit 

überlassenen Liegenschaft~n_will ich darauf hinweisen, dass zum Beispiel bezüg~ 

lieh des in der Anfrage angeführten Stadterweiterungsfonds ein Rückstellungs­

üb8reinkommen mit der Gemeinde in Aussicht genommen wird, welches knapp vor 

dem Abschluss steht. Dagegen wird eine Rückstellung des 'Viener Krankenanstal ten­

fonds nicht in Betracht gezogen~ da durch ei ne Rückstellung dem Bund neue Kosten 

erwachsen würden. 
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